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Neues aus Gesetzgebung & 

Finanzverwaltung 

 
BMF: Steuererklärungsfristen und Stundungsmöglichkeiten verlängert 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat auf am 1. Dezember auf seiner 
Internetseite verkündet, dass die Frist zur Abgabe von Steuererklärungen und die 
Stundungsmöglichkeiten verlängert werden. 

Verlängerte Frist zur Abgabe von Steuererklärungen 

Die Abgabefrist für das Kalenderjahr 2019 für durch Steuerberater erstellte 
Steuererklärungen wird um einen Monat verlängert. Die Steuererklärungen 
können bis zum 31. März 2021 abgegeben werden. 

Verlängerung von Stundungsmöglichkeiten 

Steuerpflichtige, die durch die Corona-Krise unmittelbar und nicht unerheblich 
negativ wirtschaftlich betroffen sind, können bei ihrem Finanzamt – wie bereits 
seit dem 19. März 2020 – bis zum 31. März 2021 einen Antrag auf (Anschluss-
)Stundung grundsätzlich aller Ansprüche aus dem Steuerschuldverhältnis im 
Rahmen eines vereinfachten Verfahrens stellen. Die Stundungen laufen dann 
längstens bis zum 30. Juni 2021. 

Darüberhinausgehende Anschlussstundungen sollen im vereinfachten Verfahren 
nur im Zusammenhang mit einer angemessenen, längstens bis zum 31. 
Dezember 2021 dauernden Ratenzahlungs¬vereinbarung gewährt werden. 
Stundungszinsen werden in diesen Fällen grundsätzlich nicht erhoben. 

Über den 30. Juni 2021 hinausgehende Stundungen – ohne 
Ratenzahlungsvereinbarungen – sind wie im sonst üblichen Antragsverfahren 
unter Erbringung der erforderlichen Nachweise, insbesondere zu den 
wirtschaftlichen Verhältnissen, möglich. 

Damit werden die Regelungen des BMF-Schreibens vom 19. März 2020, die bis 
31. Dezember 2020 befristet waren, verlängert. 

Zu den Einzelheiten sollen noch im Laufe des Monats Dezember 
entsprechende BMF-Schreiben veröffentlicht werden. 

Fundstelle 

Homepage des BMF, unter dem Punkt „Steuerliche Hilfen“. 
 
 
 
 
 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Schlaglichter/Corona-Schutzschild/2020-10-29-neue-corona-hilfen.html
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BMF: Referentenentwurf für ein Fondsstandortgesetz (FoG) veröffentlicht 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 3. Dezember 2020 den 
Referentenentwurf eines Gesetzes zur Stärkung des Fondsstandorts Deutschland 
und zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/1160 zur Änderung der Richtlinien 
2009/65/EG und 2011/61/EU im Hinblick auf den grenzüberschreitenden Vertrieb 
von Organismen für gemeinsame Anlagen veröffentlicht. 

Mit dem Fondsstandortgesetz sollen u.a. aufsichtsrechtliche und steuerliche 
Maßnahmen zur Stärkung des Fondsstandorts Deutschlands gebündelt werden. 
Neben der Anpassung an europarechtliche Vorgaben enthält der Gesetzentwurf 
weitere Regelungen, mit dem der Fondsstandort Deutschland attraktiver 
ausgestaltet werden soll. Neben umfangreichen Änderungen im KAGB, 
Änderungen im WpHG und im VAG sind u.a. die folgenden Anpassungen 
vorgesehen: 

Zur Stärkung der Attraktivität der Mitarbeiterkapitalbeteiligung soll mit Wirkung 
zum 1. Juli 2021 der steuerfreie Höchstbetrag für Vermögensbeteiligungen von 
360 Euro auf 720 Euro p.a. (§ 3 Nr. 39 EStG) angehoben werden. 

Zudem soll insbesondere für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer von Startup-
Unternehmen in das Einkommensteuergesetz eine neue Regelung aufgenommen 
(§ 19a EStG-E) werden, nach der die Einkünfte aus der Übertragung von 
Vermögensbeteiligungen am Unternehmen des Arbeitgebers zunächst nicht 
besteuert werden. Die Besteuerung im Rahmen des § 19 EStG soll erst zu einem 
späteren Zeitpunkt erfolgen, wenn die Vermögensbeteiligung ganz oder teilweise 
entgeltlich oder unentgeltlich übertragen wird (Veräußerung oder 
Ersatzrealisationstatbestand nach § 17 Abs. 4 bzw. § 20 Abs. 2 Satz 2 EStG), 
spätestens nach 10 Jahren oder bei Beendigung des Dienstverhältnisses zum 
bisherigen Arbeitgeber (Arbeitgeberwechsel). 
Die Sonderregelung soll vermeiden, dass die Übertragung einer Beteiligung zu 
steuerpflichtigem Arbeitslohn (Sachbezug) bei der Arbeitnehmerin bzw. beim 
Arbeitnehmer führt, ohne dass ihm liquide Mittel zugeflossen sind („dry income“). 
Auch Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer von Kleinstunternehmen sowie KMU 
sollen in die steuerliche Förderung einbezogen werden. 

Des Weiteren soll die Umsatzsteuerbefreiung nach § 4 Nr. 8 Buchst. h UStG für 
die Verwaltungsleistung von Investmentfonds auf die Verwaltung von 
Wagniskapitalfonds ausgedehnt werden. 

Inkrafttreten: Das Gesetz soll gem. Art. 8 grundsätzlich am 01. Juli 2021 in Kraft 
treten. 

Fundstelle 

Bearbeitungsstand 01. Dezember 2020, Homepage des BMF. 
  

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Gesetzestexte/Gesetze_Gesetzesvorhaben/Abteilungen/Abteilung_VII/19_Legislaturperiode/2020-12-03-fondsstandortgesetz/0-Gesetz.html
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 10. Dezember 2020 

 
 
Im Streitfall stellt sich die Frage, ob ein Steuerbescheid über einen 
eine Insolvenzforderung betreffenden Steueranspruch nach 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens erlassen und dem 
Insolvenzverwalter bekannt gegeben werden kann, wenn sich nach 
Abzug der Anrechnungsbeträge (Lohnsteuer, Kapitalertragsteuer) 
von der festgesetzten Einkommensteuer ein Erstattungsbetrag 
ergibt. Der BFH hat das BMF zum Beitritt zu diesem Verfahren 
aufgefordert (§ 122 Abs. 2 Satz 1 FGO). 
 
Zum Urteil 

 

 

 

 

Stipendien, die einem ausländischen Gastarzt von seinem 
Heimatland für eine Facharztweiterbildung in Deutschland gezahlt 
werden, können der Einkommensteuer unterliegen. 
 
Zum Urteil, siehe auch die Pressemitteilung 058/2020 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bodenrichtwerte sind für die Bestimmung des Bodenwerts 
geeignet, wenn sie für eine Bodenrichtwertzone ermittelt sind, in 
der das Grundstück liegt. Sind für ein Anliegergrundstück ein 
Straßen- und ein Platzwert anwendbar, ist im Rahmen einer 
Einzelbewertung zu entscheiden, in welchem Umfang das 
Grundstück jeweils dem Straßen- und dem Platzwert zuzuordnen 
ist. Die zeitliche Anwendbarkeit der WertV und der ImmowertV 
richtet sich danach, ob sie am Bewertungsstichtag in Kraft waren. 
Der Zeitpunkt der Gutachtenerstellung ist für die Anwendung der 
Verordnungen nicht von Bedeutung. 
 
Zum Urteil  
 
 

Beschluss IX R 27/18: 
Erlass eines 
"Erstattungsbescheids
" nach Eröffnung des 
Insolvenzverfahrens 
 
 
 
 
 
 
30. Juni 2020 
 

Urteil X R 6/19: 
Steuerbarkeit und -
pflicht eines 
Gastarztstipendiums 
 
 
 
 
 
 
08. Juli 2020 
 

 

 
Urteil II R 1/18: 
Nachweis eines 
niedrigeren gemeinen 
Werts eines 
Grundstücks 
 
 
 
 
 
16. September 2020 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010270/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010271/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/presse/pressemeldungen/detail/einkommensteuerpflicht-eines-gastarztstipendiums/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010267/


5 

Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

Urteil VIII R 13/17: Steuerliche Behandlung gezahlter Zwischengewinne bei 
Erwerb von Anteilen an einem Investmentfonds 
04. August 2020 
Zum Urteil 
 
Urteil VIII R 13/18: Im Wesentlichen inhaltsgleich mit BFH-Urteil vom 
04.08.2020 VIII R 13/17 - Steuerliche Behandlung gezahlter 
Zwischengewinne bei Erwerb von Anteilen an einem Investmentfonds 
04. August 2020 
Zum Urteil 
 
Urteil X R 24/19: Zur Tarifermäßigung bei Auszahlung des 
Rückkaufswertes einer Versicherung der betrieblichen Altersversorgung 
nach § 34 Abs. 2 Nr. 4 EStG 
06. Mai 2020 
Zum Urteil 
 
 
 

Rechtsprechung im Blog 
 

Zur Passivierung von Verbindlichkeiten bei Rangrücktritt 

Eine Rangrücktrittserklärung, die die Erfüllung der Verpflichtung nicht nur aus 
zukünftigen Gewinnen und Einnahmen, sondern auch aus „sonstigem freien 
Vermögen“ vorsieht, löst selbst dann weder handels- noch steuerbilanziell ein 
Passivierungsverbot aus, wenn der Schuldner aufgrund einer fehlenden 
operativen Geschäftstätigkeit aus der Sicht des Bilanzstichtages nicht in der Lage 
ist, freies Vermögen zu schaffen, und eine tatsächliche Belastung des 
Schuldnervermögens voraussichtlich nicht eintreten wird. Dies hat der 
Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen Urteil entschieden. 

Sachverhalt 

Die konzernangehörige Klägerin, eine GmbH, hatte ihre operative 
Geschäftstätigkeit mindestens seit dem Jahr 2006 mit Ausnahme der Anmietung 
und Weitervermietung ihres Betriebsgeländes eingestellt und diese nach eigenen 
Angaben erst im Jahr 2017 wieder aufgenommen. Alleingesellschafterin ist die B-
GmbH (B). Die Klägerin, die ihren Gewinn durch Betriebsvermögensvergleich 
ermittelt, hatte im Jahr 2008 (Streitjahr) ein abweichendes Wirtschaftsjahr vom 
01.10. bis 30.09. 

B verzichtete im Streitjahr gegenüber der Klägerin, die zu diesem Zeitpunkt eine 
bilanzielle Überschuldung aufwies, auf Forderungen und gab zugleich eine 
Rangrücktrittserklärung ab. 

Nach einer Außenprüfung ging das Finanzamt davon aus, dass aufgrund der 
fehlenden operativen Geschäftstätigkeit sowie der weitgehenden 
Vermögenslosigkeit der Klägerin mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit 
nicht mit einer Rückzahlung der Verbindlichkeiten gegenüber B zu rechnen sei. 
Die Klägerin sei durch die bestehende Verpflichtung wirtschaftlich nicht belastet. 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010268/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010268/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010269/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010269/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010272/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010272/
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Die Prüfer schlugen vor, die Verbindlichkeiten gegenüber B zum 30. September 
2008 bis auf einen Betrag in Höhe des freien Vermögens gewinnerhöhend 
aufzulösen. 

Die Klage vor dem Finanzgericht Münster hatte Erfolg. 

Entscheidung des BFH 

Der BFH hat sich der Entscheidung der Vorinstanz angeschlossen und die 
Revision als unbegründet zurückgewiesen. 

Das Finanzgericht hat ohne Rechtsfehler dahin erkannt, dass die 
ertragswirksame Auflösung der Verbindlichkeiten ohne Rechtsgrund erfolgt ist. 
Denn eine Rangrücktrittserklärung, die die Erfüllung der Verpflichtung nicht nur 
aus zukünftigen Gewinnen und Einnahmen, sondern auch aus „sonstigem freien 
Vermögen“ vorsieht, löst selbst dann weder handels- noch steuerbilanziell ein 
Passivierungsverbot aus, wenn der Schuldner aufgrund einer fehlenden 
operativen Geschäftstätigkeit aus der Sicht des Bilanzstichtages nicht in der Lage 
ist, freies Vermögen zu schaffen, und eine tatsächliche Belastung des 
Schuldnervermögens voraussichtlich nicht eintreten wird. Das wirtschaftliche 
Unvermögen des Schuldners ist unerheblich; vielmehr kommt es allein auf den 
rechtlichen Gehalt der Durchsetzungssperre an. 

Das Passivierungsverbot des § 5 Abs. 2a Einkommensteuergesetz (EStG) setzt 
voraus, dass sich der Anspruch des Gläubigers verabredungsgemäß nur auf 
künftiges Vermögen des Schuldners damit nicht: auf am Bilanzstichtag 
vorhandenes Vermögen bezieht (vgl. BFH, Urteil v. 06. Februar 2013, I R 62/11). 

Das Finanzgericht hat danach zu Recht dahin erkannt, dass § 5 Abs. 2a EStG 
nicht zu einem Passivierungsverbot der gegenüber B bestehenden 
Verbindlichkeiten führt. Etwas anderes ergibt sich im Streitfall nicht daraus, dass 
freies Vermögen mit Ausnahme einer Forderung am maßgeblichen Bilanzstichtag 
weder vorhanden gewesen ist noch –wie das Finanzamt meint– die konkrete 
Möglichkeit bestanden habe, freies Vermögen zu schaffen. § 5 Abs. 2a EStG 
stellt nicht darauf ab, ob freies Vermögen zum maßgeblichen Bilanzstichtag 
bereits vorhanden ist oder künftig geschaffen werden kann. 

Es reicht aus, dass auf das „freie“ Vermögen Bezug genommen wird, unabhängig 
davon, ob und in welcher Höhe dieses am zu beurteilenden Bilanzstichtag 
tatsächlich vorhanden ist. Der dahingehende Zukunftsbezug, dass das in Bezug 
genommene Vermögen erst noch erwirtschaftet werden muss, wäre zwar 
faktisch, nicht jedoch rechtlich gegeben. 

Fundstelle 

BFH, Urteil vom 19. August 2020 (XI R 32/18), veröffentlicht am 03. Dezember 
2020. 

 

Änderung im Gesellschafterbestand einer grundbesitzenden 
Personengesellschaft 

Für Erwerbsvorgänge vor Inkrafttreten der Änderungen in § 1 Abs. 2a GrEStG 
durch das Steueränderungsgesetz 2015 wird zur Berücksichtigung mittelbarer 
Strukturen auf allen Beteiligungsebenen durch Kapital- und 
Personengesellschaften gleichermaßen durchgeschaut (Bestätigung der 
Rechtsprechung). Hat die Finanzbehörde nach § 17 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 GrEStG 
die Besteuerungsgrundlagen für einen zu einem bestimmten Zeitpunkt durch 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010266/
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einen bestimmten Rechtsvorgang verwirklichten Erwerbsvorgang gesondert 
festgestellt, kann sie den Bescheid weder im Einspruchsverfahren noch im 
Klageverfahren dahingehend ändern, dass der Erwerbsvorgang durch einen zu 
einem anderen Zeitpunkt und einen anderen Rechtsvorgang verwirklichten 
Erwerbsvorgang ausgetauscht wird. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in einem 
aktuellen Urteil entschieden.  
Hintergrund 

Gehört zum Vermögen einer Personengesellschaft ein inländisches Grundstück 
und ändert sich innerhalb von fünf Jahren der Gesellschafterbestand unmittelbar 
oder mittelbar dergestalt, dass mindestens 95 % der Anteile am 
Gesellschaftsvermögen auf neue Gesellschafter übergehen, gilt dies nach § 1 
Abs. 2a Satz 1 Grunderwerbsteuergesetz (GrEStG) als ein auf die Übereignung 
dieses Grundstücks auf eine neue Personengesellschaft gerichtetes 
Rechtsgeschäft. Die Vorschrift fingiert einen Erwerbsvorgang. 

Sachverhalt 

An der Klägerin, einer GmbH & Co. KG, waren ursprünglich nur die B-GmbH mit 
1% sowie die C-GmbH mit 99% beteiligt. An der C-GmbH war u. a. der D mit 
einem Anteil von zunächst 16 % (9. Dezember 2003) und später mit 40 % (21. 
März 2007) beteiligt. Im November 2000 erwarb die Klägerin von der C-GmbH ein 
inländisches Grundstück. Am 21. März 2007 übertrug die C-GmbH auf ihren 
Gesellschafter D einen Anteil i. H. v. 6% ihrer Beteiligung an der Klägerin. Ihr 
verbleibender Kommanditanteil betrug danach 93%. Am 3. April 2007 änderte die 
C-GmbH ihre Firma in E-GmbH und am 4. April 2007 wurde die E-GmbH auf die 
F-GmbH verschmolzen. 

Das Finanzamt stellte fest, dass mit der Handelsregistereintragung ein 
Gesellschafterwechsel gem. § 1 Abs. 2a GrEStG stattgefunden habe. Durch die 
Verschmelzung der C-GmbH/E-GmbH auf die F-GmbH und durch den Eintritt des 
D seien 99 v. H. der Anteile der Klägerin auf neue Gesellschafter übergegangen. 

Die Klage vor dem Finanzgericht Düsseldorf blieb ohne Erfolg (siehe 
unseren Blogbeitrag). 

Entscheidung des BFH  

Der BFH hat der Revision stattgegeben und die Entscheidung der Vorinstanz 
aufgehoben. 

Für Erwerbsvorgänge vor Inkrafttreten der Änderungen in § 1 Abs. 2a GrEStG 
durch das StÄndG 2015 hat der BFH entschieden, dass eine angemessene 
Berücksichtigung mittelbarer Strukturen unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten 
nur erreicht werden kann, wenn auf allen Beteiligungsebenen durch Kapital- und 
Personengesellschaften gleichermaßen durchgeschaut und dortige 
Veränderungen der jeweiligen Beteiligungsverhältnisse in die Betrachtung 
einbezogen werden (BFH, Urteil v. 24. April 2013, II R 17/10, Rz 18). 

Der BFH hält an dieser Rechtsauffassung für Erwerbszeiträume, die vor der 
gesetzlichen Neuregelung des § 1 Abs. 2a GrEStG durch das StÄndG 2015 
verwirklicht wurden, fest. Mangels entgegenstehender gesetzlicher Regelung 
können daher auch Gesellschafter einer Kapitalgesellschaft, die an einer 
grundbesitzenden Personengesellschaft unmittelbar beteiligt sind, mittelbare 
Altgesellschafter der grundbesitzenden Personengesellschaft sein. Die Höhe der 
Beteiligung ist durch alle Gesellschaftsformen durchzurechnen. 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/2017/05/23/anteilseigner-einer-kapitalgesellschaft-grunderwerbsteuerlich-kein-altgesellschafter/
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Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  
 
 
 

 

HIER 

 

Anhand der Feststellungen kann nicht abschließend beurteilt werden, ob der 
Tatbestand des § 1 Abs. 2a GrEStG mit Wirksamwerden der Verschmelzung der 
E-GmbH auf die F-GmbH am 20. April 2007 erfüllt wurde. 

Der Feststellungsbescheid vom 14. August 2009 bezeichnet –zwischen den 
Beteiligten unstreitig– einen unzutreffenden Erwerbsvorgang. Mit der 
Handelsregistereintragung des D als neuen Kommanditisten der A-KG vom 23. 
Dezember 2008 hat kein Gesellschafterwechsel gemäß § 1 Abs. 2a GrEStG 
stattgefunden. Durch die Verschmelzung der E-GmbH mit der F-GmbH sind 
bereits am 20. April 2007  99 % der Anteile an der A-KG auf neue Gesellschafter 
übergegangen, denn die vorherige Übertragung von 6 % der Anteile vom 21. 
März 2007 auf D ist erst mit dessen Eintragung ins Handelsregister am 23. 
Dezember 2008 wirksam geworden. Durch Änderungsbescheid vom 12. 
Dezember 2016 wurden die Besteuerungsgrundlagen auf den 20.04.2007 
festgestellt. 

Das Finanzamt durfte im laufenden Klageverfahren den angefochtenen 
Feststellungsbescheid aber auch nicht in der Weise ändern, dass die 
Besteuerungsgrundlagen für einen zu diesem Zeitpunkt verwirklichten 
Erwerbsvorgang festgestellt werden. 

Die Besteuerungsgrundlagen werden danach für den zu einem bestimmten 
Zeitpunkt durch einen bestimmten Rechtsvorgang verwirklichten Erwerbsvorgang 
gesondert festgestellt. Dieser kann weder im Einspruchsverfahren noch im 
Klageverfahren gegen den angefochtenen Bescheid durch einen zu einem 
anderen Zeitpunkt verwirklichten anderen Erwerbsvorgang ausgetauscht werden. 
Ist der Erwerbsvorgang auf einen unzutreffenden Zeitpunkt festgestellt worden, ist 
der Bescheid aufzuheben und ggf. ein neuer Bescheid über die Feststellung der 
Besteuerungsgrundlagen zu erlassen. 

Fundstelle 

BFH, Urteil vom 17. Juni 2020 (II R 18/17), veröffentlicht am 03. Dezember 2020. 

 

 

 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 

 

VERANSTALTUNGSSUCHE 

 

https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202010258/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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E-MAIL SENDEN 

 

ANMELDEN 

AA 

ABMELDEN 

 
 
 

 

Noch Fragen? 
 

Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 

einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 

Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 

Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 

durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 

Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 

 

Bestellung und Abbestellung  
 

Wenn Sie einen PwC-Newsletter bestellen, speichern und verarbeiten wir Ihre E-

Mail-Adresse zum Zweck des Versands des von Ihnen abonnierten Newsletters. 

Falls Sie „steuern+recht aktuell“ nicht mehr erhalten möchten, senden Sie bitte 

eine entsprechende E-Mail-Nachricht an: 

  

 

Redaktion  
 

Gabriele Nimmrichter 

PricewaterhouseCoopers GmbH  

Friedrich-Ebert-Anlage 35-37 

60327 Frankfurt am Main 

Tel.: (0 69) 95 85-5680 

gabriele.nimmrichter@de.pwc.com 

 

Gunnar Tetzlaff 

PricewaterhouseCoopers GmbH  

Fuhrberger Straße 5 

30625 Hannover 

Tel.: (0 511) 53 57-3242 

gunnar.tetzlaff@de.pwc.com 

 

 

Datenschutz 
 

Die Datenverarbeitung für den Versand des 

Newsletters erfolgt aufgrund der Grundlage 

Ihrer Einwilligung. Sie können den 

Newsletter jederzeit mit Wirkung für die 

Zukunft abbestellen und Ihre Einwilligung 

damit widerrufen 

 
© 2020 PwC. All rights reserved. PwC 
refers to the PwC network and/or one or 
more of its member firms, each of which is a 
separate entity. 

 
Please see www.pwc.com/structure for 
further details. 
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